
Satzung 

für den Förderverein Parkour Landshut e.V. 

§ 1 Name, Sitz und Rechtsform des Vereins 

 

(1) Der Verein trägt den Namen 

„Förderverein Parkour Landshut e.V.“ 

(2) Er hat die Rechtsform eines 

a) eingetragenen Vereins  

(3) Der Verein hat seinen Sitz in Altdorf bei Landshut  

(4) Der Verein soll in das Vereinsregister des Amtsgerichts Landshut eingetragen werden. 

(5) Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird die männliche Form gewählt, dies stellt keine 

Missachtung der Gleichberechtigung dar. 

 

§ 2 Gemeinnützigkeit 

(1) Der Förderverein Parkour Landshut e.V. mit Sitz in Altdorf verfolgt ausschließlich und unmittelbar 
gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnittes „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung 
(AO). Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.  

(2) Die Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 

(3) Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch 
Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen 
begünstigt werden.  

(4) Die bei der Wahrnehmung der Vereinsinteressen entstehenden notwendigen Auslagen werden 
ersetzt. Der Vorstand kann den Aufwand innerhalb der jeweils geltenden Regelungen des EStG auch 
pauschalieren. 

(5) Der Verein ist politisch und religiös neutral.  

 

§ 3 Zweck des Vereins  

Der Verein hat die Aufgabe, Sport für alle Altersgruppen (speziell für Kinder u. Jugendliche) im 
Bereich Parkour, Freerunning, Calisthenics zu fördern. Dieser Satzungszweck wird insbesondere 
verwirklicht durch die Beschaffung von Mitteln für: 

a) ideelle und materielle Unterstützung der Sportprojekte im Freistaat Bayern  

b) die Betreuung der Kinder und Jugendlichen Nachwuchssportler  

c) Förderung des gegenseitigen Zusammenwirkens mit überörtlichen Parkoursportlern und 
Sportfördervereinen  



d) Förderung des Umweltbewusstseins durch Pflege der Anlagen mit jährlichen Aufräum-/ 
Pflegeaktionen der geförderten Sportparks in Landshut  

e) die Beratung der Aufgabenträger in Fragen des Sports, der Allgemeinen Hilfe, des Freerunning / 
Parkour, Calisthenics, des Rettungswesens und des Umweltschutzes 

f) Zusammenarbeit mit privaten, öffentlichen, politischen und konfessionellen Organisationen zur 
Förderung des Gemeinschaftslebens und indirekte Erhöhung der Sicherheit in der Gemeinde („z.B 
Integration durch Sport“). 

g) Öffentlichkeitsarbeit.  

 

§ 4 Vergütungen für die Vereinstätigkeit 

(1) Die Vereins- und Organämter werden grundsätzlich ehrenamtlich ausgeübt. Bei Bedarf können 
Vereins- und Organämter im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkeiten gegen Zahlung einer 
Aufwandsentschädigung nach § 3 Nr. 26 a EStG ausgeübt werden. Die Entscheidung über eine solche 
entgeltliche Tätigkeit trifft die Mitgliederversammlung auf Vorschlag des Gesamtvorstands. 
 
(2) Die Mitglieder und Mitarbeiter des Vereins haben einen Ersatzanspruch nach § 670 BGB für solche 
Aufwendungen, die ihnen durch die Tätigkeit für den Verein entstanden sind (z. B. Reisekosten, Porto, 
Telefon). Der Anspruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb einer Frist von drei Monaten nach 
seiner Entstehung geltend gemacht werden.  
 

§ 5 Erwerb der Mitgliedschaft im Verein 

(1) Ordentliche Mitglieder können natürliche und juristische Personen sein.  

(2) Fördernde Mitglieder können natürliche und juristische Personen werden, die durch den Beitritt 
ideell oder materiell ihre Verbundenheit mit dem Sportwesen bekunden wollen. 

(3) Die Mitgliedschaft ist schriftlich beim Vorstand zu beantragen und beginnt mit dem Tag der 
Aufnahme. Bei Minderjährigen ist der Aufnahmeantrag durch den gesetzlichen Vertreter zu 
bestätigen Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand.  

(4) Zu Ehrenmitgliedern können natürliche Personen gewählt werden, die sich besondere Verdienste 
um den urbanen Sport erworben haben. Ehrenmitglieder werden auf Vorschlag des Vorstandes von 
der Mitgliederversammlung ernannt. Gleiches gilt für juristische Personen. 

(5) Eine Ablehnung des Aufnahmeantrages durch den Vorstand ist unanfechtbar. 

 

§ 6 Beendigung der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitgliedschaft erlischt durch den Tod des Mitglieds, sie endet durch Austritt, Ausschluss oder 
Streichung der Mitgliedschaft. 

(2) Die Mitgliedschaft kann zum Ende des Geschäftsjahres mit einer Frist von drei Monaten schriftlich 
gekündigt werden.  

(3) Die Mitgliedschaft endet ferner durch Ausschluss aus dem Verein. Der Ausschluss ist 
auszusprechen, wenn ein Mitglied gegen die Interessen des Vereins verstößt oder die bürgerlichen 
Ehrenrechte verliert.  



(4) Über den Ausschluss eines Mitgliedes entscheidet der Vorstand. Gegen diese Entscheidung ist 
eine Beschwerde des ausgeschlossenen Mitglieds binnen 2 Wochen ab Bekanntgabe der 
Entscheidung an den Vorstand statthaft. Über die Beschwerde entscheidet die 
Mitgliederversammlung. Bis zu deren Entscheidung ruht die Mitgliedschaft. 

(5) Eine Streichung der Mitgliedschaft ist zulässig, wenn das Mitglied trotz zweimaliger, schriftlicher 
Mahnung durch den Vorstand mit der Zahlung des Mitgliedbeitrags im Rückstand ist. Die Streichung 
kann durch den Vorstand erst beschlossen werden, wenn seit Absendung des zweiten 
Mahnschreibens, das den Hinweis auf die Streichung zu erfolgen hat, drei Monate vergangen sind. 

 

§7 Beiträge 

(1) Jedes Mitglied hat einen Jahresbeitrag (Geldbeitrag) zu leisten. Dieser ist zu Beginn eines Jahres 
zu entrichten. Die Fälligkeit tritt ohne Mahnung ein. 

(2) Die Geldbeiträge werden von der Mitgliederversammlung festgesetzt; sie dürfen nicht so hoch 
sein, dass die Allgemeinheit von der Mitgliedschaft ausgeschlossen wäre. 

(3) Durch die Mitgliederversammlung können auch sonstige Leistungen beschlossen werden, die von 
den Mitgliedern zu erbringen sind. 

(4) Jedes Mitglied ist verpflichtet, dem Verein Änderungen der Bankverbindung und der Anschrift 
mitzuteilen. 

(5) Mitglieder, die nicht am SEPA-Lastschriftverfahren teilnehmen, tragen den erhöhten 
Verwaltungsaufwand des Vereins durch eine Bearbeitungsgebühr, die durch Beschluss des 
Vorstandes festgesetzt wird. 

(6) Bei unterjährigem Eintritt wird der Mitgliedsbeitrag quartalsmäßig berechnet. 

 

§ 8 Rechte und Pflichten der Mitglieder 

(1) Die Mitglieder haben Mitwirkungsrecht im Rahmen dieser Satzung. Sie haben Anspruch auf Rat 
und Unterstützung durch den Verein im Rahmen seiner Möglichkeiten.  

(2) Den Mitgliedern steht die Teilnahme an den Veranstaltungen des Vereins und die 
Inanspruchnahme seiner Einrichtungen im Rahmen dieser Satzung offen. 

(3) Die Mitglieder sollen den Verein mit Rat und Tat unterstützen. 

(4) Der Verein darf bei speziellen Aktionen auch eine Ehrenamtspauschale / Urkunde ausstellen  

  



 

§ 9 Mittel 

Die Mittel zur Erreichung des Vereinszwecks werden insbesondere aufgebracht durch:  

a) Jährliche Mitgliedsbeiträge 

b) Geld- und Sachspenden  

c) sonstige Zuwendungen.  

 

§ 10 Organe des Vereins 

Die Organe des Vereins sind: 

a) die Mitgliederversammlung und  

b) der Vorstand.  

 

§ 11 Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung setzt sich aus allen Vereinsmitgliedern zusammen und ist das oberste 
Beschlussorgan.  

(2) Die Mitgliederversammlung ist vom Vorstand mindestens einmal jährlich unter Bekanntgabe der 
vorgesehenen Tagesordnung mindesten zwei Wochen vor dem Versammlungstermin schriftlich oder 
durch Bekanntgabe in der Landshuter Zeitung einzuberufen.  

(3) Die Mitgliederversammlung wird vom Vereinsvorsitzenden geleitet. Sind Vorsitzender oder 
Stellvertreter verhindert oder nicht mehr aktiv, so wählt die Mitgliederversammlung einen 
Versammlungsleiter. Dies gilt entsprechend auch für den Vorstand.  

(3) Ergänzungen und Anträge zur Tagesordnung müssen spätestens eine Woche vor der 
Mitgliederversammlung beim Vorsitzenden schriftlich beantragt werden.  

(4) Auf Antrag von mindestens einem Drittel der stimmberechtigten Mitglieder ist innerhalb von vier 
Wochen eine außerordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen. In dem Antrag müssen die zu 
behandelnden Tagesordnungspunkte bezeichnet sein.  

 

§ 12 Aufgaben der Mitgliederversammlung  

Die Aufgaben der Mitgliederversammlung sind: Entscheidungen für den Förderverein zu treffen, um 
dem Vereinsspirit nachzugehen und gemeinsam über erreichte Projekte oder neue Visionen/Ziele zu 
sprechen. 

a) Beratung und Beschlussfassung über eingebrachte Anträge; 

b) Wahl des Vorstandes;  

c) Wahl der Kassenprüfer für die Dauer von 3 Jahren;  

d) Festsetzung der Mitgliedsbeiträge und des Erhebungsverfahrens;  



e) Genehmigung der Jahresrechnung und Beschluss des neuen Haushaltsetats, ersatzweise der 
wichtigsten Ausgaben 

f) Entlastung des Vorstandes und des Kassenverwalters;  

g) Beschlussfassung über Satzungsänderungen;  

h) Beschlussfassung über die Verleihung der Ehrenmitgliedschaft;  

i) Entscheidung über die Beschwerden von Mitgliedern gegen den Ausschluss aus dem Verein; 

j) Beschlussfassung über die Auflösung des Vereins. 

 

§ 13 Verfahrensordnung für die Mitgliederversammlung 

 (1) Die Mitgliederversammlung ist unabhängig von der Anzahl der erschienenen Mitglieder 
beschlussfähig, wenn sie ordnungsgemäß eingeladen ist. Dies ist zu Beginn der Versammlung 
festzustellen. Stimmberechtigt sind nur ordentliche Mitglieder.  

(2) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden, vertretungsweise von seinem Stellvertreter, 
geleitet. Im Verhinderungsfall ist ein Versammlungsleiter zu wählen. Dies gilt entsprechend auch für 
die Vorstandssitzungen.  

(3) Beschlüsse bedürfen der Mehrheit der anwesenden ordentlichen Mitglieder. Bei 
Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. Es wird offen abgestimmt, soweit nicht die Mehrheit der 
anwesenden stimmberechtigten Mitglieder im Einzelfall etwas anderes beschließt.  

(4) Satzungsänderungen können nur mit Zweidrittel-Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten 
Mitglieder beschlossen werden.  

(5) Bei der Wahl der Vorstandsmitglieder ist der Kandidat gewählt, der mehr als die Hälfte der 
Stimmen erhält. Erhält niemand diese Mehrheit, so ist die Wahl zwischen den Kandidaten mit der 
höchsten Stimmenzahl zu wiederholen. Bei Stimmengleichheit ist durch den Vorsitzenden zu losen.  

(6) Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen zählen bei der Feststellung der Stimmenmehrheit 
nicht mit.  

(7) Über die Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift zu fertigen, die vom Schriftführer und dem 
Vorsitzenden zu unterschreiben ist. 

 

§ 14 Vereinsvorstand 

(1) Der Vereinsvorstand besteht aus:  

a) dem Vorsitzenden  

b) dem/den stellvertretenden Vorsitzenden  

c) dem Kassenverwalter  

d) dem Schriftführer  

In den Vorstand können mit deren Einverständnis als Beisitzer berufen werden:  

a) der Cheftrainer  



b) der Trainer mit mind. 3 Jahren Erfahrung 

c) der Betreuer der Jugend/ Kinderprojekte  

d) der Projektleiter.  

(2) Gesetzlicher Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind der Vorsitzende und der stellvertretende 
Vorsitzende. Jeder ist allein vertretungsberechtigt. Im Innenverhältnis gilt, dass der stellvertretende 
Vorsitzende nur im Verhinderungsfall des Vorsitzenden zur Vertretung befugt ist.  

(3) Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins nach den Beschlüssen und Richtlinien der 
Mitgliederversammlung ehrenamtlich. Er hat die erforderlichen Beschlüsse herbeizuführen und die 
Mitglieder angemessen über die Vereinsangelegenheiten zu unterrichten.  

(4) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von 3 Jahren gewählt. 
Nachwahlen eines ausgeschiedenen Vorstandsmitglieds erfolgen nur für die Restlaufzeit der 
Wahlperiode.  

(5) Der Vorsitzende beruft die Vorstandssitzungen ein und leitet diese. Über die in der 
Vorstandsitzung gefassten Beschlüsse und im Wesentlichen erörterten Angelegenheiten ist eine 
Niederschrift zu fertigen und vom Schriftführer und Vorsitzenden zu unterzeichnen.  

(6) Der Vorstand beschließt mit einfacher Stimmenmehrheit. 

(7) Der Vorstand bleibt bis zur Neuwahl im Amt. Scheidet ein Vorstandsmitglied vorzeitig aus, kann 
der Vorstand eine Ersatzperson bis zur nächsten Mitgliederversammlung berufen.  

 

§ 15 Rechnungswesen 

(1) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

(2) Der Kassenverwalter darf Auszahlungen bis zu einem Betrag von 5.000,00 EUR ohne eine 
Auszahlungsanordnung des Vorsitzenden oder seines Stellvertreters leisten. Darüber hinaus darf er 
Auszahlungen nur leisten, wenn der Vorsitzende, oder im Verhinderungsfall sein Stellvertreter, 
schriftlich eine Auszahlungsanordnung erteilt hat und wenn nach dem von der 
Mitgliederversammlung beschlossenen Haushaltsansatz Mittel für die Ausgabenzwecke vorgesehen 
sind.  

(3) Über alle Einnahmen und Ausgaben ist ordnungsgemäß Buch zu führen, so dass der Verein seinen 
steuerlichen Erklärungspflichten nachkommen kann.  

(4) Am Ende des Geschäftsjahres legt der Kassenverwalter die Rechnungsführung den Kassenprüfern 
vor und gibt bei Bedarf Auskunft über die Geschäftsvorfälle.  

(5) Die Kassenprüfer prüfen die Ordnungsmäßigkeit der Einnahmen und Ausgaben, auch unter 
Beiziehung der Beschlüsse, und erstatten der Mitgliederversammlung über die Prüfung einen Bericht.  

 

§ 16 Ordnungen 

Die Mitgliederversammlung kann eine Geschäfts-, Finanz-, Rechts-, Ehren- und Jugendordnung mit 
einfacher Stimmenmehrheit beschließen. 

  



 

§ 17 Haftung 

Der Verein haftet gegenüber den Mitgliedern im Innenverhältnis nicht für leicht fahrlässig 
verursachte Schäden, die Mitglieder bei der Teilnahme bei Vereinsveranstaltungen oder durch die 
Benutzung von Anlagen oder Einrichtungen des Vereins erleiden, soweit solche Schäden nicht durch 
Versicherungen des Vereins abgedeckt sind. 

 

§ 18 Datenschutz 

(1) Zur Erfüllung der satzungsmäßigen Aufgaben des werden im Verein unter Beachtung der 
gesetzlichen Vorgaben des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) folgende personenbezogene Daten 
von Vereinsmitgliedern gespeichert: 
Name, Adresse, Telefonnummer, E-Mailadresse, Geburtsdatum, Familienstand, Bankverbindung und 
Abteilungszugehörigkeit. Die digitale Erfassung der Daten erfolgt unter der Maßgabe, dass die 
Mitglieder mit der Beitrittserklärung zustimmen. 

(2) Den Organen des Verein, allen Mitarbeitern oder sonst für den Verein tätigen Personen ist es 
untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu anderen als dem zu jeweiligen Aufgabenerfüllung 
gehörenden Zweck zu verarbeiten, bekannt zu geben, Dritten zugänglich zu machen oder sonst zu 
nutzen. Diese Pflicht besteht auch nach dem Ausscheiden des Mitglieds aus dem Verein fort. 

(3) Zur Wahrnehmung satzungsgemäßer Mitgliederrechte kann bei Verlangen der Vorstand gegen 
dienstrechtliche Versicherung, dass die Adressen nicht zu anderen Zwecken verwendet werden, 
Mitgliedern bei Darlegung eines berechtigten Interesses Einsicht in das Mitgliederverzeichnis 
gewähren. 

(4) Bei Beendigung der Mitgliedschaft werden die personenbezogenen Daten, soweit sie die 
Kassengeschäfte betreffen, entsprechend der steuerrechtlichen bestimmten Fristen aufbewahrt. 

 

§ 19 Auflösung 

(1) Der Verein wird aufgelöst, wenn in einer hierzu einberufenen Mitgliederversammlung mindestens 
vier Fünftel der ordentlichen Mitglieder vertreten sind und mit drei Viertel der abgegebenen 
Stimmen die Auflösung beschließen.  

(2) Ist die Mitgliederversammlung nicht beschlussfähig, so kann nach Ablauf eines Monats eine neue 
Mitgliederversammlung einberufen werden, in der der Beschluss zur Auflösung, ohne Rücksicht auf 
die Zahl der erschienenen Mitglieder, mit einer Stimmenmehrheit von drei Viertel der vertretenen 
Stimmen gefasst wird. In der zweiten Ladung muss auf diese Bestimmung besonders hingewiesen 
werden.  

(3) Bei Auflösung des Vereins oder Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des 
Vereins an die Stadt Landshut, die es unmittelbar und ausschließlich für Zwecke des urbanen 
Sportwesens zu verwenden hat. 

  



 

§ 20 Inkrafttreten 

Diese Satzung wurde am 08.04.2021 von der Mitgliederversammlung beschlossen. 

 


